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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Freiburg vom 17.06.2020
wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten. 

GrÃ¼nde

I.

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die (Weiter-)GewÃ¤hrung von Rente wegen voller
Erwerbsminderung Ã¼ber den 30.06.2017 hinaus.

Der 1978 geborene KlÃ¤ger begann nach eigenen Angaben im Jahr 1995 zunÃ¤chst
eine Ausbildung zum Kfz-Mechaniker, die er abbrach. Von Anfang September 1996
bis Ende MÃ¤rz 2000 erlernte er den Beruf eines Maschinenbaumechanikers und
war anschlieÃ�end in diesem Beruf bzw. als CNC-FrÃ¤ser und zuletzt bis zum Eintritt
von ArbeitsunfÃ¤higkeit Anfang November 2013 als Lagerarbeiter/Kommissionierer
sozialversicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Seither ist er arbeitsunfÃ¤hig bzw.
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arbeitslos und bezieht zwischenzeitlich Leistungen nach dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch (SGB II). Vom 01.11.2015 befristet bis zum 30.06.2017 gewÃ¤hrte
ihm die Beklagte Rente wegen voller Erwerbsminderung. Bei ihm ist ein Grad der
Behinderung (GdB) von 40 anerkannt.

Anfang April 2017 beantragte der KlÃ¤ger die WeitergewÃ¤hrung seiner
Erwerbsminderungsrente Ã¼ber den 30.06.2017 hinaus. Die Beklagte zog
Ã¤rztliche Befundunterlagen bei und holte das Gutachten des P vom 19.07.2017
ein, der den KlÃ¤ger Mitte Juli 2017 untersuchte. P diagnostizierte ein chronisches
Schmerzsyndrom â��Â auch als â��Fibromyalgieâ�� bezeichnet â�� unbekannter
Genese und vermochte ein primÃ¤r psychiatrisches Krankheitsbild nicht zu
erkennen, insbesondere keine Depression oder Psychose. Man kÃ¶nne auf Grund
der Angaben des KlÃ¤gers allenfalls von einer sozialen Phobie (namentlich im
Fahrstuhl bzw. in Menschenmengen) ohne Angst- und Panikattacken und ohne
typische vegetative Symptome ausgehen. Leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten
kÃ¶nne der KlÃ¤ger noch vollschichtig verrichten.

Mit Bescheid vom 01.08.2017 lehnte die Beklagte den WeitergewÃ¤hrungsantrag
mit der BegrÃ¼ndung ab, dass der KlÃ¤ger (wieder) mindestens sechs Stunden
tÃ¤glich unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarkts
erwerbstÃ¤tig sein kÃ¶nne, sodass keine Erwerbsminderung (mehr) vorliege. Im
Widerspruchsverfahren holte die Beklagte sodann das Gutachten des M vom
18.10.2017 ein, der nach Untersuchung Mitte Oktober 2017 ein rezidivierendes
WirbelsÃ¤ulensyndrom bei Zustand nach Bandscheibenvorfall L5/S1 mit
degenerativen VerÃ¤nderungen (aktuell ohne wesentliche FunktionseinschrÃ¤nkung
und ohne Hinweis fÃ¼r ein Wurzelkompressionssyndrom), eine beginnende
beidseitige Coxarthrose (aktuell ohne nennenswerte FunktionseinschrÃ¤nkung),
Polyarthralgien unklarer Genese bei zurzeit fehlender EntzÃ¼ndungsaktivitÃ¤t
sowie eine Adipositas diagnostizierte. Aus orthopÃ¤discher Sicht sei die
LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers nur leicht herabgesetzt. Er kÃ¶nne mittelschwere
Arbeiten (ohne lang andauernde WirbelsÃ¤ulenzwangshaltungen, ohne Einwirkung
von NÃ¤sse, KÃ¤lte und Zugluft) noch vollschichtig verrichten. Mit
Widerspruchsbescheid vom 15.12.2017 wies die Beklagte den Widerspruch des
KlÃ¤gers zurÃ¼ck.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 17.01.2018 Klage beim Sozialgericht Freiburg (SG)
erhoben, mit der er sein Begehren auf WeitergewÃ¤hrung der Rente wegen voller
Erwerbsminderung Ã¼ber den 30.06.2017 hinaus weiterverfolgt hat. Zur
BegrÃ¼ndung hat er im Wesentlichen angefÃ¼hrt, dass er weiterhin unter
erheblichen orthopÃ¤dischen und psychiatrischen Beschwerden mit
SchmerzzustÃ¤nden leide und daher nicht mehr arbeiten kÃ¶nne.

Das SG hat zunÃ¤chst schriftlich die behandelnden Ã�rzte als sachverstÃ¤ndige
Zeugen gehÃ¶rt. Der F hat im Wesentlichen Ã¼ber fibromyalgie-charakteristische
Schmerzpunkte am ganzen KÃ¶rper, bevorzugt im Schulter-Nackenbereich und im
Bereich der unteren LendenwirbelsÃ¤ule (LWS), berichtet. Eine eigene Beurteilung
der beruflichen LeistungsfÃ¤higkeit hat er nicht abzugeben vermocht. Der D hat
u.a. mitgeteilt, der KlÃ¤ger habe bei ihm Ã¼ber GanzkÃ¶rperschmerzen mit
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FunktionseinschrÃ¤nkung geklagt. Seine ArbeitsfÃ¤higkeit sei derzeit mit drei bis
sechs Stunden tÃ¤glich einzuschÃ¤tzen. Der H hat den KlÃ¤ger nicht mehr fÃ¼r in
der Lage gesehen, Ã¼ber drei Stunden tÃ¤glich zu arbeiten. Er hat zur
BegrÃ¼ndung namentlich auf eine ausgeprÃ¤gte emotionale InstabilitÃ¤t, eine
erhÃ¶hte Reizbarkeit, chronifizierte maladaptive Verarbeitungsmuster, eine
ausgeprÃ¤gte Haltung der SelbstÃ¼berforderung sowie eine mangelnde
SelbstfÃ¼rsorge verwiesen.

Nach beratungsÃ¤rztlicher Stellungnahme der Beklagten u.a. durch den N (Bl. 52
SG-Akte) hat das SG von Amts wegen ein SachverstÃ¤ndigengutachten bei dem S
eingeholt. Dieser hat beim KlÃ¤ger nach Untersuchung (Mitte Dezember 2018) eine
Osteochondrose in den Segmenten L3 bis S1, eine leichte Osteochondrose in den
Segmenten C5 bis C7, ein femoroazetabulÃ¤res Impingement beider HÃ¼ften sowie
eine Fibromyalgie ohne Nachweis einer rheumatischen Erkrankung diagnostiziert.
Leichte bis mittelschwere Arbeiten (ohne hÃ¶here Belastung der WirbelsÃ¤ule bzw.
Zwangshaltungen, ohne lÃ¤ngeres Gehen und Stehen auf unebenem Boden, ohne
NÃ¤sse- und KÃ¤lteexposition) seien dem KlÃ¤ger noch mindestens sechs Stunden
tÃ¤glich mÃ¶glich (Gutachten vom 21.12.2018).

Das SG hat sodann auf Antrag des KlÃ¤gers nach Â§ 109 des Sozialgerichtsgesetzes
(SGG) bei dem B ein Gutachten eingeholt. Der SachverstÃ¤ndige hat nach
Untersuchung (Mitte Mai und Anfang Juni 2019) auf seinem Fachgebiet ausweislich
des Gutachtens vom 17.06.2019 eine Dysthymia, rezidivierende Depressionen â��
mittelschwer bis schwer -, eine Ã¤ngstlich abhÃ¤ngige PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung,
Zwangsgedanken und -handlungen gemischt â�� Wasch- und ZÃ¤hlzwang -, einen
somatoformen Symptomkomplex mit Schwerpunkt polytope somatoforme
SchmerzstÃ¶rung, ein chronifiziertes Schmerzsyndrom nach Gerbershagen Stadium
III polytop mit somatoformer Ã�berlagerung, TraumafolgestÃ¶rungs-Symptome
ohne Vorliegen einer posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung sowie eine soziale
Phobie diagnostiziert. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne unter Beachtung qualitativer
EinschrÃ¤nkungen noch drei bis vier Stunden tÃ¤glich arbeiten.

Der Beratungsarzt N hat sodann EinwÃ¤nde gegen die EinschÃ¤tzung des
SachverstÃ¤ndigen erhoben (s. sozialmedizinische Stellungnahme von Juli 2019, Bl.
117Â f. SG-Akte) und namentlich darauf hingewiesen, dass schon die Diagnostik des
B Ã¼ber die vordiagnostizierte SchmerzstÃ¶rung hinaus nicht nachvollziehbar sei.
Auch deckten die von ihm mitgeteilten Befunde diese nicht, sodass nicht klar sei,
auf welcher klinischen Grundlage die EinschÃ¤tzung des SachverstÃ¤ndigen
basiere. AuÃ�erdem habe er die subjektiven Beschwerdeangaben des KlÃ¤gers zu
Grunde gelegt, ohne diese kritisch zu hinterfragen und zu validieren, zumal sich
erhebliche Diskrepanzen und Inkonsistenzen im Beschwerdevorbringen, auch in
Ansehung der testpsychologischen Befunde, ergÃ¤ben.

Das SG hat von Amts wegen das SachverstÃ¤ndigengutachten des L vom
28.10.2019 eingeholt. Der SachverstÃ¤ndige hat nach Untersuchung (Mitte Oktober
2019) als Diagnosen eine somatoforme SchmerzstÃ¶rung, eine mittelgradige
depressive Reaktion, Zwangsgedanken und -handlungen gemischt sowie eine
soziale Phobie genannt. Eine TraumafolgenstÃ¶rung liege indes ebenso wenig vor
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wie eine Ã¤ngstlich-abhÃ¤ngige PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung. Seiner Auffassung nach
sei der KlÃ¤ger nur noch drei bis unter sechs Stunden tÃ¤glich fÃ¼r leichte bis
kurzfristig mittelschwere TÃ¤tigkeiten in wechselnder KÃ¶rperhaltung (ohne
Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten oder an laufenden Maschinen, ohne Kurz-,
Schicht- und Nachtarbeit, ohne KÃ¤lte- und NÃ¤sse-Exposition, ohne grÃ¶Ã�ere
Hitze- und Staubexposition, ohne starke Beanspruchung von GehÃ¶r oder
SehvermÃ¶gen, ohne erhÃ¶hten Publikumsverkehr und ohne erhÃ¶hte nervliche
Beanspruchung) leistungsfÃ¤hig.

N hat in seiner sozialmedizinischen Stellungnahme von November 2019 (Bl.Â 145 f.
SG-Akte) u.a. darauf hingewiesen, dass der L Ã¼berhaupt keinen vollstÃ¤ndigen
psychopathologischen Befund mitgeteilt habe, sodass seine Leistungsbeurteilung
allein deswegen nicht nachvollziehbar sei. AuÃ�erdem habe er auch keine
wesentliche Schmerzthematik beschrieben und auf eine kÃ¶rperliche Untersuchung
gar vollstÃ¤ndig verzichtet. Soweit er einen klinischen Befund mitgeteilt habe,
passe dieser nicht zu den angegebenen Diagnosen. Auch L habe sich im Ã�brigen
maÃ�geblich auf die subjektiven Beschwerdeangaben des KlÃ¤gers bezogen und
auch er habe â�� wie schon B â�� keine KonsistenzprÃ¼fung vorgenommen,
obgleich sowohl die vom KlÃ¤ger angegebenen AlltagsaktivitÃ¤ten als auch die
psychiatrische Anamnese (â��nahezu leer und blandeâ��) lediglich fÃ¼r
leichtgradige subjektive Beschwerden ohne wesentliche FunktionalitÃ¤t sprÃ¤chen.
Davon sei bereits P zu Recht ausgegangen.

Mit Urteil vom 17.06.2020 hat das SG die Klage abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung hat
es im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, dass der KlÃ¤ger noch mindestens sechs Stunden
tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein kÃ¶nne, sodass keine Erwerbsminderung vorliege.
Dabei hat es sich namentlich auf das Gutachten des P sowie auf das
SachverstÃ¤ndigengutachten des S gestÃ¼tzt und dargelegt, dass und warum der
abweichenden EinschÃ¤tzung der SachverstÃ¤ndigen L und B nicht gefolgt werden
kÃ¶nne.

Gegen das â�� seinen ProzessbevollmÃ¤chtigen am 01.07.2020 zugestellte â��
Urteil hat der KlÃ¤ger am selben Tag Berufung eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung hat er
im Wesentlichen angefÃ¼hrt, dass die gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen L und B
eine Erwerbsminderung bestÃ¤tigt hÃ¤tten. Auch befinde er sich weiterhin in
psychotherapeutischer Behandlung und habe eine stationÃ¤re Schmerztherapie
durchgefÃ¼hrt. Psychopharmaka vertrage er nur schlecht. Der KlÃ¤ger hat
Arztbriefe des S von Anfang November 2019 (Bl. 45 Senats-Akte), Mitte Januar 2020
(Bl.Â 47 Senats-Akte) und Anfang April 2020 (Bl. 48 Senats-Akte), den
Entlassungsbericht der Ã�rzte der Klinik fÃ¼r AnÃ¤sthesie, Intensivmedizin und
Schmerztherapie des Klinikums M1 Ã¼ber den dortigen stationÃ¤ren Aufenthalt im
April 2019 (Bl. 49 ff. Senats-Akte), Berichte des H von Mitte November 2019 (Bl. 123
Senats-Akte) und von Anfang MÃ¤rz 2019 (Bl. 128 Senats-Akte) sowie den Arztbrief
des P1 der S2klinik OrthopÃ¤die K) Ã¼ber den dortigen stationÃ¤ren Aufenthalt im
Dezember 2019 nach Arbeitsunfall des KlÃ¤gers als Mithelfer in der Landwirtschaft
(Zustand nach osteosynthetischer Stabilisierung einer
Flexionsdistraktionsverletzung TH12/L1, Bl. 124 ff. Senats-Akte) vorgelegt. Wegen
der diesbezÃ¼glichen weiteren Einzelheiten wird auf die entsprechenden
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AktenstÃ¼cke Bezug genommen.

Der KlÃ¤ger beantragt (teilweise sachdienlich gefasst, vgl. Bl. 16 Senats-Akte),

das Urteil des Sozialgerichts Freiburg vom 17.06.2020 sowie den Bescheid vom
01.08.2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 15.12.2017 aufzuheben
und die Beklagte zu verurteilen, ihm Rente wegen voller Erwerbsminderung Ã¼ber
den 30.06.2017 hinaus zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtenen Entscheidungen fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat von Amts wegen das SachverstÃ¤ndigengutachten des B1 eingeholt.
B1, der den KlÃ¤ger am 03.02.2021 untersucht hat, hat in seinem Gutachten vom
11.03.2021 als psychiatrische GesundheitsstÃ¶rungen von jeher vorbestehende,
vielschichtige PersÃ¶nlichkeitsakzentuierungen bei gleichzeitig niedrigem
PersÃ¶nlichkeitsstrukturniveau und mit nur begrenzter KonfliktfÃ¤higkeit,
Frustrationstoleranz und selbstunsicheren, aber auch nachhaltigen ZÃ¼gen, eine
somatoforme SchmerzstÃ¶rung (â��Fibromyalgieâ��) mit konversionsneurotischer
FÃ¤rbung bei durchaus lebendig erhaltener Auslenkbarkeit und Erlebnis- und
GestaltungsfÃ¤higkeit sowie ungestÃ¶rter Antriebslage, eine fraglich bzw. ganz
blande anklingende agoraphobische Problematik ohne weiterreichendes
Vermeidungsverhalten und anklingende funktionelle SchlafstÃ¶rungen bei
insgesamt sehr deutlichen Hinweisen fÃ¼r nicht authentische Beschwerdeanteile
bzw. simulative Tendenzen beschrieben (vgl. S. 40 f. des Gutachtens). Neurologisch
lÃ¤gen keine wesentlichen AuffÃ¤lligkeiten vor. Leichte bis mittelschwere
TÃ¤tigkeiten (ohne Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten sowie an gefÃ¤hrdenden
Maschinen, ohne besondere Anforderungen an die KonfliktfÃ¤higkeit bzw. soziale
Interaktion, keine Arbeiten unter regelmÃ¤Ã�igem Zeitdruck und mit direktem
Publikumsverkehr, keine Arbeiten mit Stressfaktoren wie Nacht- und
Wechselschicht) seien dem KlÃ¤ger noch vollschichtig mÃ¶glich (S.Â 43 des
Gutachtens). Der abweichenden Leistungsbeurteilung des L kÃ¶nne schon deshalb
nicht gefolgt werden, weil dieser bereits keinen nachvollziehbaren klinischen Befund
erhoben respektive keine kÃ¶rperliche Untersuchung und auch keine
Beschwerdevalidierung durchgefÃ¼hrt habe. Auch B habe keine
Beschwerdevalidierung vorgenommen und seiner Beurteilung eine nicht
vorliegende ZwangsstÃ¶rung zu Grunde gelegt. Eine Zwangssymptomatik habe ihm
â�� B1 â�� der KlÃ¤ger selbst nicht einmal geschildert. Ohnehin sei die
Leistungsbeurteilung des B nicht nachvollziehbar.

Zur weiteren Darstellung des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten wird
auf die Verwaltungsakten der Beklagten sowie die Prozessakten erster und zweiter
Instanz verwiesen.

II.
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Der Senat entscheidet Ã¼ber die nach den Â§Â§ 143, 144 SGG zulÃ¤ssige Berufung
des KlÃ¤gers nach AnhÃ¶rung der Beteiligten gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 4 SGG durch
Beschluss, weil er die Berufung einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und eine
mÃ¼ndliche Verhandlung nicht fÃ¼r erforderlich hÃ¤lt.

Das SG hat die Klage â�� jedenfalls im Ergebnis â�� zu Recht abgewiesen, denn der
Bescheid der Beklagten vom 01.08.2017 in der Gestalt (Â§ 95 SGG) des
Widerspruchsbescheids vom 15.12.2017 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger
nicht in seinen Rechten. Der KlÃ¤ger ist im Sinne der maÃ�geblichen gesetzlichen
Regelungen Ã¼ber den 30.06.2017 hinaus
weder voll noch teilweise erwerbsgemindert. Ihm steht daher fÃ¼r die Zeit ab dem
01.07.2017 keine Rente wegen (voller) Erwerbsminderung zu.

Hinsichtlich der rechtlichen Grundlagen fÃ¼r die hier begehrte Rente wegen voller
Erwerbsminderung (vgl. Â§ 43 Abs. 2 und Abs. 3 des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch â��Â SGB VI -) nimmt der Senat zwecks Vermeidung von
Wiederholungen auf die zutreffende Darstellung des SG im angefochtenen Urteil
Bezug. ErgÃ¤nzend merkt der Senat an, dass es bei einem Antrag, eine befristet
bewilligte Rente wegen Erwerbsminderung weiterzuzahlen, keines Nachweises
(durch die Beklagte) bedarf, dass eine wesentliche Ã�nderung in den
VerhÃ¤ltnissen i.S.d. Â§ 48 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X)
gegenÃ¼ber denen, die der (seinerzeitigen) Bewilligung zu Grunde lagen,
eingetreten ist. Denn die Entscheidung, ob dem Versicherten nach Ablauf des
Bewilligungszeitraums (weiterhin) eine Rente wegen Erwerbsminderung zusteht, ist
nicht bloÃ� die VerlÃ¤ngerung einer frÃ¼her bereits dem Grunde nach anerkannten
Sozialleistung â�� insbesondere auch nicht die bloÃ�e Fortschreibung einer einmal
anerkannten Erwerbsminderung -, sondern stellt eine eigenstÃ¤ndige und inhaltlich
vollstÃ¤ndige erneute Bewilligung der beantragten Rente dar (s. nur Senatsurteil
vom 14.11.2019, L 10 R 3973/16, m.w.N., auch zur Rspr. des Bundessozialgerichts
â�� BSG -).

Die Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Rente wegen (voller)
Erwerbsminderung Ã¼ber den 30.06.2017 hinaus erfÃ¼llt der KlÃ¤ger nicht, weil er
zur Ã�berzeugung des Senats trotz der bei ihm bestehenden gesundheitlichen
BeeintrÃ¤chtigungen noch in der Lage ist, jedenfalls leichte berufliche TÃ¤tigkeiten
unter BerÃ¼cksichtigung der insbesondere von den gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen B1 und S angefÃ¼hrten qualitativen EinschrÃ¤nkungen (s.o. im
Tatbestand) mindestens sechs Stunden tÃ¤glich zu verrichten.

Der KlÃ¤ger ist in seiner beruflichen LeistungsfÃ¤higkeit im Wesentlichen durch
GesundheitsstÃ¶rungen von Seiten des psychiatrischen und des orthopÃ¤dischen
Fachgebiets eingeschrÃ¤nkt.

In psychiatrischer Hinsicht leidet er an den vom SachverstÃ¤ndigen B1
beschriebenen GesundheitsstÃ¶rungen â�� insoweit wird zwecks Vermeidung von
Wiederholungen auf die obige Darstellung im Tatbestand Bezug genommen -, die
indes lediglich zu den vom SachverstÃ¤ndigen im Einzelnen aufgefÃ¼hrten
qualitativen EinschrÃ¤nkungen (s. auch dazu oben im Tatbestand), nicht jedoch zu
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einer zeitlichen Leistungsminderung fÃ¼hren. Dies hat B1 in seinem Gutachten
fÃ¼r den Senat auf der Grundlage des von ihm erhobenen klinischen Befunds, der
ihm vom KlÃ¤ger beschriebenen AlltagsaktivitÃ¤ten sowie des auffÃ¤lligen
testpsychologischen Untersuchungsergebnisses in jeder Hinsicht schlÃ¼ssig und
nachvollziehbar dargelegt.

Bei der Untersuchung durch B1, zu der der (Ã¤uÃ�erlich gepflegte, S. 34 des
Gutachtens) KlÃ¤ger Ã¼berpÃ¼nktlich erschienen (Aufsuchen der Praxis Ã¼ber die
Treppe statt Ã¼ber den Aufzug, s. S. 26 des Gutachtens) und zu der er allein mit
dem Auto angereist ist (s.Â S. 3, 26 des Gutachtens: reine Fahrzeit Ã¼ber
anderthalb Stunden, Anreise mit â��Googleâ�� geplant), haben sich keinerlei
Anzeichen von ErschÃ¶pfung oder ErmÃ¼dung und auch keinerlei Nachlassen der
â��zweifelslosâ�� â�� so der SachverstÃ¤ndige â�� ungestÃ¶rten Konzentration
gezeigt (S. 26, 34 des Gutachtens). Der KlÃ¤ger ist kooperativ und sofort direkt im
Kontakt sowie im GesprÃ¤ch gewesen (â��unbekÃ¼mmert plaudernd, z.T. in
salopper Diktionâ��, s. S. 5 des Gutachtens). Seine Auffassung, MerkfÃ¤higkeit,
Aufmerksamkeit und seine GedÃ¤chtnisleistung haben keinerlei Anomalien gezeigt.
Er ist in allen QualitÃ¤ten sicher orientiert, im formalen Denken geordnet und ohne
Ã¼berwertige Ideen oder ZwÃ¤nge gewesen. Allenfalls haben seine Angaben â��
so B1 â�� eine ganz blande agoraphobische Problematik anklingen lassen, aus der
sich indes keinerlei weiterreichendes Vermeidungsverhalten ableiten lÃ¤sst (s. S. 35
des Gutachtens und noch sogleich). Anhaltspunkte fÃ¼r eine hirnorganische
LeistungsstÃ¶rung haben ebenso wenig vorgelegen wie Anzeichen von kognitiven
StÃ¶rungen, intellektuellen Defiziten oder fÃ¼r eine Suchtproblematik.
WahrnehmungsstÃ¶rungen, Ich-StÃ¶rungen, paranoide Inhalte oder psychotische
Anzeichen haben bei regelrechter Antriebslage ebenfalls nicht vorgelegen (zum
Vorstehenden s. S. 34 ff. des Gutachtens). Der KlÃ¤ger ist affektiv und inhaltlich
sehr lebendig auslenkbar â�� themenabhÃ¤ngig auch humorvoll und lachend bei
lebendigen inhaltlichen Darlegungen (s. S. 36 des Gutachtens) â��Â und
keineswegs (so B1) weitreichend oder gar Ã¼berdauernd depressiv eingeengt
gewesen; es hat lediglich eine inhaltsabhÃ¤ngige Unzufriedenheit bei nur
begrenzter KonfliktfÃ¤higkeit und etwas unreifer PersÃ¶nlichkeit imponiert (S. 36
des Gutachtens).

Eine BeeintrÃ¤chtigung durch die vom KlÃ¤ger geklagten Schmerzen (zum
Zeitpunkt der Untersuchung angegebene StÃ¤rke 6 von 10 auf der numerischen
Analog-Skala â�� NAS -, s.Â S. 19 des Gutachtens) hat der SachverstÃ¤ndige bei
â��munter-lebendigenâ�� Schilderungen, spontanen und ungestÃ¶rten
BewegungsablÃ¤ufen (s. S. 27 des Gutachtens: erforderliche
â��Zwangshaltungenâ�� im Rahmen der Neuromyographieuntersuchung â�� die
keinen pathologischen Befund ergeben hat, s. S. 30 f. des Gutachtens â�� sind
problemlos ohne erkennbare SchmerzbeeintrÃ¤chtigung toleriert worden; beim
Ankleiden flotter, ungestÃ¶rter Bewegungsablauf; â��spontan flott bÃ¼ckendâ��
nach etwas Heruntergefallenem) sowie bei Abwesenheit von
Anspannungsanzeichen (namentlich kein Umsetzen oder Aufstehen wÃ¤hrend der
Ã¼ber anderthalbstÃ¼ndigen Anamneseerhebung, kein Wunsch nach einer Pause,
sofort ungestÃ¶rtes Gangbild auch nach langem Sitzen, s. S. 26 des Gutachtens)
nicht zu erkennen vermocht, obgleich der KlÃ¤ger angegeben hat, seine (Bedarfs-)
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Schmerzmedikation zuletzt vor vier Tagen eingenommen zu haben (S. 19, 35 des
Gutachtens). Auch hat die kÃ¶rperliche Untersuchung keine wesentlichen
AuffÃ¤lligkeiten ergeben (namentlich: Muskeltonus unauffÃ¤llig, grobe Kraft allseits
gut, Vorhalteversuche der Arme und Beine ungestÃ¶rt, Feinmotorik der HÃ¤nde
ungestÃ¶rt, Muskeleigenreflexe normal auslÃ¶sbar, keine pathologischen Reflexe,
keine Kloni, SensibilitÃ¤t in allen QualitÃ¤ten allseits unauffÃ¤llig, keine
ParÃ¤sthesien, kein Tremor, Knie-Hacken-/Finger-/Nase-Versuch beidseits zielsicher,
keine Rumpf-/Stand-/Gangataxie, Gangbild unauffÃ¤llig mit seitengleicher
Mitbewegung, Zehen-/Hackenstand beidseits sicher, SeiltÃ¤nzergang ungestÃ¶rt,
keine polyneuropathischen VerÃ¤nderungen, s. S. 29 f. des Gutachtens).

GegenÃ¼ber dem SachverstÃ¤ndigen hat der KlÃ¤ger (u.a.) angegeben (s. S. 4 ff.
des Gutachtens, auch zum Nachfolgenden), eine gute Beziehung zu seinem im
selben Haus lebenden Bruder zu haben, mit dem er gerne â��was zusammen
unternimmtâ��, z.B. auch â��gerne basteltâ�� (z.B. ElektrodenschweiÃ�en und
LÃ¶ten) in der hÃ¤uslichen â��riesengroÃ�en Werkstattâ�� (mit zwei Kfz-
HebebÃ¼hnen) â�� zuletzt hat der KlÃ¤ger dort seinen HundefahrradanhÃ¤nger
umgebaut -, gemeinsam den Garten â��auf Vordermannâ�� bringt â�� u.a. den
Pool fÃ¼r den Sommer herrichten, Hecken zurÃ¼ckschneiden, fÃ¼r das
RasenmÃ¤hen sei aber er und nicht der Bruder â��zustÃ¤ndigâ�� -, oder grillt, ggf.
auch allein. Dass er keine feste Beziehung hat, sei fÃ¼r ihn â��wirklich kein
Problemâ��, Langeweile habe er nicht. Seine Hobbies sind â�� so der KlÃ¤ger â��
Radfahren (Pedelec), auch im Winter (im Jahr 2020 1.900 km zurÃ¼ckgelegt; zum
OrthopÃ¤den fÃ¤hrt er die 20 km ebenfalls mit dem Rad), spazieren gehen, der
eigene SchÃ¤ferhund (â��Minimumâ�� zweimal am Tag â��rausâ��, auch mit dem
Fahrrad, 40-50 km-Touren, Hund lÃ¤uft mit oder wird im FahrradanhÃ¤nger
gefahren), Gartenarbeit (s.o.), Handwerken, â��Landwirtschaftâ�� (Holzholzen,
auch selbst spalten mit elektrischem Holzspalter, gleichwohl mit schwerem Heben,
s.Â S.Â 18, 27 des Gutachtens; Treckerfahren) und Fotografieren (Landschaften,
verfallene GebÃ¤ude, Technik, alte Bunker und Panzersperreinrichtungen, am
Rheingraben entlang, wo er ja mit dem Fahrrad und dem Hund unterwegs sei,
â��Ã¼ber Stundenâ��; teilweise Einstellen der Bilder bei â��Facebookâ��). Auch
seine EinkÃ¤ufe erledigt er mit dem Rad. AuÃ�erdem sieht er fern
(â��Hauptinteresseâ�� Dokumentationen Ã¼ber den Zweiten Weltkrieg), liest oder
bastelt an seiner Werkbank im â��BÃ¼roâ��. AuÃ�erdem â��doktertâ�� er an
seinem Auto herum (â��Auto-Fanâ��) und macht am Wagen â��eigentlich alles
selbstâ�� (einschlieÃ�lich Bestellen von Ersatzteilen). Nachrichten verfolgt er auf
seinem Handy, am Computer ist er nur â��wenig dranâ��, vielleicht eine Stunde
pro Woche. Reisen wÃ¼rde er gerne mal nach Hamburg und Berlin, aber das gehe
im Moment â��wegen Coronaâ�� nicht. Viel Kontakt, v.a. Ã¼ber das
Handy/â��Facebookâ��, hat er â�� so der KlÃ¤ger weiter â�� mit einem
â��Kollegenâ��, der dieselben Interessen hat wie er (â��Kriegsgeschichtenâ��).
DarÃ¼ber hinaus hat er noch â��5 Leuteâ��, auf die er sich â��wirklich richtigâ��
verlassen kÃ¶nne und mit denen er auch was unternimmt. Eine sehr gute,
â��besteâ�� Freundin lebt eine Ortschaft weiter, die habe auch einen Hund und
man gehe fast tÃ¤glich zusammen spazieren. Auch geht er mit ihr zusammen
einkaufen, macht den Garten bei ihr und ihrer Mutter und kÃ¼mmert sich um ihr
Auto. Er telefoniert jeden Tag mit ihr und besucht sie regelmÃ¤Ã�ig, sie habe z.B.
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drauÃ�en eine schÃ¶ne Sitzecke, wo man die Sommerabende miteinander
verbringt. Im Winter sei sie eher bei ihm und dann kucke man auch mal einen Film
zusammen. In beruflicher Hinsicht kann sich der KlÃ¤ger ausdrÃ¼cklich â��kleine
handwerkliche Sachenâ�� vorstellen, am liebsten im Bereich Metallbau, oder als
Kurierfahrer bzw. eine TÃ¤tigkeit mit Hunden, z.B. als Hundetrainer (â��Traumâ��:
Betreiben einer Hundepension oder Hundeschule).

Dass der SachverstÃ¤ndige unter Zugrundelegung all dessen und dem auffÃ¤lligen
Ergebnis des Beschwerdevalidierungstests (namentlich Strukturierter Fragebogen
Simulierter Symptome â�� SFSS -: Gesamtscore von 28 bei einem Cut-off-Wert von
16 als â��sehr deutlicherâ�� Hinweis fÃ¼r nicht authentische Beschwerden bzw.
Simulation, s. S. 33 f., 39 des Gutachtens) keine hÃ¶hergradigen funktionellen
EinschrÃ¤nkungen mit Auswirkung auf das zeitliche LeistungsvermÃ¶gen zu
objektivieren vermocht und lediglich die o.a. qualitativen EinschrÃ¤nkungen
angenommen hat, ist fÃ¼r den Senat in jeder Hinsicht Ã¼berzeugend.

B1 hat damit die Leistungsbeurteilung des P in dessen (urkundbeweislich
verwertbaren) Gutachten vom 19.07.2017 bestÃ¤tigt (s. dazu auch S. 44 des
Gutachtens). Dass er (B1) die Leiden des KlÃ¤gers von psychiatrischer Seite
teilweise abweichend bezeichnet hat als P (namentlich somatoforme
SchmerzstÃ¶rung und agoraphobische Problematik einerseits, chronisches
Schmerzsyndrom/â��Fibromyalgieâ�� und soziale Phobie ohne Angst- und
Panikattacken andererseits), bedarf keiner weiteren Auseinandersetzung â�� auch
darauf hat B1 zu Recht hingewiesen (s. S. 44 des Gutachtens) -, denn im Rahmen
der PrÃ¼fung von Erwerbsminderung kommt es nicht entscheidend auf eine
bestimmte Diagnosestellung, die Art oder Anzahl von Diagnosen oder auf die
Bezeichnung von Befunden an, sondern auf die Beeinflussung des individuellen
quantitativen sowie qualitativen LeistungsvermÃ¶gens durch dauerhafte
GesundheitsstÃ¶rungen (BSG, Beschluss vom 28.02.2017, B 13 R 37/16 BH, in
juris), also auf die durch die GesundheitsstÃ¶rungen verursachten funktionellen
BeeintrÃ¤chtigungen, sodass auch die Ursachen der GesundheitsstÃ¶rung nicht
maÃ�geblich sind (BSG, a.a.O.). Derartige FunktionsstÃ¶rungen anhand objektiv-
klinischer Befunde, die geeignet wÃ¤ren, eine rentenrechtlich relevante zeitliche
LeistungseinschrÃ¤nkung zu begrÃ¼nden, hat aber weder der SachverstÃ¤ndige B1
noch der Gutachter P zu erheben vermocht.

Das SachverstÃ¤ndigengutachten des B rechtfertigt keine andere Beurteilung.
Seiner LeistungseinschÃ¤tzung kann bereits deshalb nicht gefolgt werden, weil er
ihr GesundheitsstÃ¶rungen zu Grunde gelegt hat, die beim KlÃ¤ger gar nicht
vorliegen. B1 hat in seinem Gutachten im Einzelnen dargelegt und begrÃ¼ndet,
dass beim KlÃ¤ger namentlich keine irgendwie geartete ZwangsstÃ¶rung vorliegt
(vgl. S. 46, 48 des Gutachtens). Auch hat B1 Ã¼berzeugend darauf hingewiesen,
dass die Befundangaben des B in Ansehung des von ihm (B1) erhobenen klinischen
Befunds und der ihm vom KlÃ¤ger geschilderten vielfÃ¤ltigen AlltagsaktivitÃ¤ten
â�� insoweit wird auf die obige Darstellung verwiesen â�� nicht nachvollziehbar
sind. Ohnehin hat bereits N in seiner (als qualifiziertes Beteiligtenvorbringen
verwertbaren) sozialmedizinischen Stellungnahme von Juli 2019 (Bl. 117 f. SG-Akte)
zutreffend darauf aufmerksam gemacht, dass B seiner Beurteilung im Wesentlichen
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die Beschwerdeangaben des KlÃ¤gers zu Grunde gelegt hat, ohne diese kritisch zu
hinterfragen und zu validieren. Dass und warum das Beschwerdevorbringen des
KlÃ¤gers indes nicht Grundlage der Beurteilung sein kann, hat B1 anschaulich
dargelegt, denn es ist nicht mit den objektiv-klinischen Befunden in
Ã�bereinstimmung zu bringen und in Ansehung der klÃ¤gerischen
AlltagsaktivitÃ¤ten auch nicht ansatzweise plausibel, was auch dem Ergebnis der
von B1 durchgefÃ¼hrten Validierungstestung (s.o.) entspricht.

Die nÃ¤mlichen EinwÃ¤nde gelten hinsichtlich der Beurteilung des
SachverstÃ¤ndigen L, der ebenfalls keine Beschwerdevalidierung vorgenommen
und nicht einmal eine kÃ¶rperliche Untersuchung durchgefÃ¼hrt hat. Auch darauf
haben die B1 (s.Â S. 47 des Gutachtens) und N (sozialmedizinische Stellungnahme
von November 2019, Bl. 145 f. SG-Akte) zutreffend hingewiesen und dem ist aus
Sicht des Senats nichts hinzuzufÃ¼gen.

Aus der Auskunft (gegenÃ¼ber dem SG) des F folgt ebenfalls nichts, was eine
andere Beurteilung rechtfertigen kÃ¶nnte, zumal er eine EinschÃ¤tzung der
beruflichen LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers schon nicht abzugeben vermocht hat.
Ungeachtet dessen sind die von ihm behaupteten GanzkÃ¶rperschmerzen weder in
ihrer Art noch in ihrem AusmaÃ� objektiviert; insoweit wird auf die obigen
AusfÃ¼hrungen verwiesen. NÃ¤mliches gilt hinsichtlich des Entlassungsberichts der
Ã�rzte des Klinikums M1 (Bl. 49 ff. Senats-Akte), der wiederum maÃ�geblich auf den
Beschwerdeangaben des KlÃ¤gers beruht. Die seelischen BeeintrÃ¤chtigungen des
KlÃ¤gers mit SchmerzzustÃ¤nden â�� soweit objektiviert â��Â begrÃ¼nden indes
auf der Grundlage der Gutachten der B1 und Platz gerade keine zeitliche
LeistungseinschrÃ¤nkung, sondern fÃ¼hren lediglich zu qualitativen
EinschrÃ¤nkungen (s.o.).

Die Leistungsbeurteilung des H (in seiner Auskunft gegenÃ¼ber dem SG) ist durch
das SachverstÃ¤ndigengutachten des B1 widerlegt. Sie ist auch bereits deshalb
nicht nachvollziehbar, weil H schon keine entsprechenden klinischen Befunde
mitgeteilt hat â�� darauf hat bereits N zutreffend hingewiesen (sozialmedizinische
Stellungnahme von August 2018, Bl. 52 SG-Akte) â�� und weil auf der Grundlage
der Angaben des KlÃ¤gers gegenÃ¼ber B1 (s.o.) namentlich schon nicht
ansatzweise von einer â��mangelnden SelbstfÃ¼rsorgeâ�� des KlÃ¤gers
gesprochen werden kann. UnabhÃ¤ngig davon hat auch H als Therapeut die
Beschwerdeangaben des KlÃ¤gers weder kritisch hinterfragt, noch validiert, anders
als der SachverstÃ¤ndige B1. Soweit H in seinen Berichten vom 05.03.2019 und
19.11.2019 erneut (Verdachts-)Diagnosen genannt hat, die in Art und Schwere
Ã¼ber die von B1 zuletzt diagnostizierten und objektivierbaren seelischen Leiden
hinausgehen, ist auch deren Vorliegen auf der Grundlage des Gutachtens des B1
widerlegt; NÃ¤mliches gilt hinsichtlich der im Rechtsmittelverfahren vorgelegten
Arztbriefe des S1 (vgl. auch S. 48 f. des Gutachtens des B1).

Von orthopÃ¤discher Seite leidet der KlÃ¤ger an den vom SachverstÃ¤ndigen S in
seinem Gutachten vom 21.12.2018 genannten GesundheitsstÃ¶rungen (s. dazu
oben im Tatbestand), die â�� was der SachverstÃ¤ndige schlÃ¼ssig und
nachvollziehbar dargelegt hat â�� ebenfalls zu keiner zeitlichen
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Leistungsminderung fÃ¼hren, sondern denen mit den vom SachverstÃ¤ndigen
angefÃ¼hrten qualitativen EinschrÃ¤nkungen hinreichend Rechnung getragen wird.
Zu dieser EinschÃ¤tzung gelangte auch bereits der M in seinem (urkundbeweislich
verwertbaren) Gutachten vom 18.10.2017 und auch D hat in seiner Auskunft
gegenÃ¼ber dem SG ein LeistungsvermÃ¶gen von drei â��bis sechs Stundenâ��
(also einschlieÃ�lich sechs Stunden) angenommen, was Erwerbsminderung
ausschlieÃ�t (vgl. Â§ 43 Abs. 3 Halbsatz 1 SGB VI: â��mindestensâ��).

GrÃ¼nde fÃ¼r ein Abweichen von der Leistungsbeurteilung der S und M liegen
nicht vor. Dem steht bereits der von B1 beschriebene (s.o.) im Wesentlichen
unauffÃ¤llige kÃ¶rperlich-neurologische Befund â�� unter BerÃ¼cksichtigung der
objektivierbaren SchmerzzustÃ¤nde â�� sowie die Angaben des KlÃ¤gers zu seinen
AlltagsaktivitÃ¤ten (s. auch dazu bereits oben) entgegen, worauf B1 zu Recht
hingewiesen hat (vgl. S. 45 f. des Gutachtens). In Ansehung dessen lassen sich auch
aus dem Arztbrief des P von Dezember 2019 keine weitergehenden, Ã¼ber die von
den Gutachtern S und M beschriebenen qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen
hinausgehende FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen ableiten â�� auch darauf hat B1
unter ausdrÃ¼cklicher Verneinung radikulÃ¤rer AusfÃ¤lle und einer WurzellÃ¤sion
hingewiesen (vgl. S. 42 des Gutachtens) -, zumal der KlÃ¤ger gegenÃ¼ber B1
namentlich selbst angegeben hat, weiterhin Holz zu schlagen und sich den Traktor
vom Landwirt zu borgen, um das Holz zu sich zu holen (s. S. 18 des Gutachtens).
ZusÃ¤tzliche, Ã¼berdauernde FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen im Anschluss an die
stattgehabte unfallbedingte Wirbelfraktur der unteren Brustwirbel- bzw. oberen
LendenwirbelsÃ¤ule sind mithin nicht ersichtlich und auch nicht konkret dargetan
worden.

Auch sonstige GesundheitsstÃ¶rungen, die Auswirkung auf das zeitliche
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers haben kÃ¶nnten, liegen nicht vor. Insbesondere
ist der Diabetes mellitus des KlÃ¤gers erfolgreich behandelt (vgl. S. 16 des
Gutachtens des B1: â��im Griffâ��) und polyneuropathische VerÃ¤nderungen liegen
nicht vor (s. S. 40, 42 des Gutachtens des B1). Ein Karpaltunnelsyndrom hat B1
ebenfalls ausgeschlossen und der KlÃ¤ger hat ihm insoweit auch Ã¼ber eine
Beschwerdefreiheit berichtet (s. Gutachten a.a.O.).Â 

Unter Zugrundelegung all dessen hat auch der Senat keine Zweifel daran, dass der
KlÃ¤ger im Zeitraum ab dem 01.07.2017 noch in der Lage gewesen und es auch
weiterhin ist, jedenfalls leichte Arbeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unter
Beachtung der oben genannten qualitativen EinschrÃ¤nkungen mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich zu verrichten, sodass keine Erwerbsminderung vorliegt (Â§ 43 Abs.
3 HalbsatzÂ 1 SGB VI). Dabei ist es unerheblich, ob ein dem LeistungsvermÃ¶gen
entsprechender Arbeitsplatz vermittelt werden kann, weil nach Â§ 43 Abs. 3
Halbsatz 2 SGB VI die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen ist.
Unerheblich ist auch, dass beim KlÃ¤ger ein GdB festgestellt ist, denn dem kommt
hinsichtlich der zumutbaren beruflichen Einsetzbarkeit eines Versicherten keinerlei
Aussagekraft zu (BSG, Beschluss vom 19.09.2015, B 13 R 290/15 B, in juris).

Die Benennung einer konkreten VerweisungstÃ¤tigkeit ist vorliegend nicht
erforderlich (vgl. BSG, Urteil vom 14.09.1995, 5 RJ 50/94, in juris, auch zum
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Nachfolgenden). Denn nach der Rechtsprechung des BSG steht auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt eine so groÃ�e Anzahl von TÃ¤tigkeitsarten zur
VerfÃ¼gung, dass das Vorhandensein einer geeigneten VerweisungstÃ¤tigkeit
offensichtlich ist. Nur ausnahmsweise ist fÃ¼r einen auf den allgemeinen
Arbeitsmarkt verweisbaren Versicherten wie den KlÃ¤ger mit zumindest
sechsstÃ¼ndigem LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte Arbeiten die Benennung einer
konkreten VerweisungstÃ¤tigkeit erforderlich, wenn die ErwerbsfÃ¤higkeit durch
mehrere schwerwiegende gesundheitliche EinschrÃ¤nkungen oder eine besonders
einschneidende Behinderung gemindert ist. In der Rechtsprechung des BSG sind
bestimmte FÃ¤lle anerkannt (z.B. Einarmigkeit, vgl. BSG, a.a.O., m.w.N.), zu denen
der vorliegende Fall aber nicht gehÃ¶rt. Vielmehr braucht eine
VerweisungstÃ¤tigkeit erst benannt zu werden, wenn die gesundheitliche
FÃ¤higkeit zur Verrichtung selbst leichter TÃ¤tigkeiten in vielfÃ¤ltiger,
auÃ�ergewÃ¶hnlicher Weise eingeschrÃ¤nkt ist. Dies ist jedenfalls dann nicht der
Fall, wenn ein Versicherter noch vollschichtig kÃ¶rperlich leichte Arbeiten ohne
Heben und Tragen von GegenstÃ¤nden Ã¼ber 5 kg, ohne Ã¼berwiegendes Stehen
und Gehen oder stÃ¤ndiges Sitzen, nicht in NÃ¤sse, KÃ¤lte oder Zugluft, ohne
hÃ¤ufiges BÃ¼cken, ohne Zwangshaltungen, ohne besondere Anforderungen an die
Fingerfertigkeit und nicht unter besonderen Unfallgefahren zu verrichten vermag
(BSG, a.a.O.; Urteil vom 27.04.1982, 1 RJ 132/80, in juris). Denn ein Teil dieser
EinschrÃ¤nkungen stimmt bereits mit den TÃ¤tigkeitsmerkmalen einer kÃ¶rperlich
leichten Arbeit Ã¼berein; dies gilt insbesondere fÃ¼r die geminderte FÃ¤higkeit,
Lasten zu bewÃ¤ltigen und die geringe Belastbarkeit der WirbelsÃ¤ule (BSG, a.a.O.)
mit den hierauf beruhenden EinschrÃ¤nkungen. Diese zur frÃ¼heren Rechtslage
entwickelten GrundsÃ¤tze sind auch fÃ¼r AnsprÃ¼che auf Renten wegen
Erwerbsminderung nach dem ab dem 01.01.2001 geltenden Recht weiter
anzuwenden (vgl. zuletzt BSG, Urteil vom 11.12.2019, B 13 R 7/18 R, juris Rdnr. 22).
Nicht anders liegt der Fall des KlÃ¤gers. Auch bei ihm wird den qualitativen
EinschrÃ¤nkungen im Wesentlichen bereits dadurch Rechnung getragen, dass ihm
nur noch leichte Arbeiten zugemutet werden.

Die KlÃ¤gerseite hat ihren Antrag, den L1 nach Â§ 109 SGG gutachtlich zu hÃ¶ren
(Schriftsatz vom 23.04.2021), nach den Hinweisen des Senats (s. VerfÃ¼gungen
vom 14.06. und 21.06.2021) nicht mehr aufrechterhalten, sodass der Senat
darÃ¼ber nicht zu entscheiden hat. Der Senat hÃ¤tte den Antrag auch abgelehnt,
da bereits im erstinstanzlichen Verfahren das Gutachten nach Â§ 109 SGG bei B
eingeholt worden ist. Ein weiteres Gutachten nach Â§ 109 SGG muss nur dann
eingeholt werden, wenn besondere GrÃ¼nde vorliegen (BSG, Beschluss vom
06.05.1958, 10 RV 813/56, in juris; Senatsbeschluss vom 17.09.2019, L 10 U
4081/18; Senatsurteil vom 23.03.2017, L 10 U 228/14; Keller in Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13. Aufl. 2020, Â§ 109 Rdnr. 10b). Derartige
GrÃ¼nde sind vorliegend weder ersichtlich noch dargetan worden. Im Ã�brigen ist
der KlÃ¤ger im erstinstanzlichen Verfahren vom SachverstÃ¤ndigen S
orthopÃ¤disch begutachtet worden, der namentlich auch keine Hinweise auf eine
rheumatische Erkrankung hat finden kÃ¶nnen.

Es hat auch keine Veranlassung bestanden, von Amts wegen noch ein weiteres
SachverstÃ¤ndigengutachten einzuholen. Der (medizinische) Sachverhalt ist
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vielmehr entsprechend den obigen AusfÃ¼hrungen geklÃ¤rt und namentlich die
SachverstÃ¤ndigengutachten der B1 und S bzw. die Gutachten der P und M haben
dem Senat die erforderlichen Grundlagen fÃ¼r seine Ã�berzeugungsbildung
vermittelt.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 10.01.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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